
20 Lichtmesz – Verfassungsputsch

Verfassungsputsch –
Umsetzung und Finte

Friedrich Romig, ein Urgestein der austriakischen Konservativen, warnt 
in der Online-Zeitschrift Echo (1/2012) vor einem »großen Verfassungs-
putsch im Mai«. Als einen solchen betrachtet er die bevorstehende Rati-
fizierung des Vertrags zum Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) 
durch die österreichische Regierung: »Zum 700-Milliarden-Euro-plus-
Monster namens ›Europäischer Stabilitäts-Mechanismus‹ soll das Parla-
ment ja und amen sagen und dann auf ewig seinen Mund halten. … Der 
ESM ist eine Mega-Bad-Bank, die uneinbringliche Schulden zahlungsunfä-
higer Staaten (PIIGS) aufnimmt, um sie von den reichen Staaten (Deutsch-
land, Niederlande, Finnland, Österreich) und ihren Bürgern ›bedienen‹ zu 
lassen.« Der vom österreichischen Bundeskanzler Faymann »am 2. Fe-
bruar 2012 unterzeichnete und im Mai zur Ratifizierung anstehende Kne-
belvertrag ist ein totalitärer Anschlag auf das Verfassungsrecht, auf den 
Primat des Nationalrats und die Souveränität unseres Staates in Finanz- 
und Budgetfragen.« Dieser führe in nichts weniger als den »kollektiven 
Selbstmord«. Mit dem ESM-Vertrag werde »einer kleinen Gruppe von Per-
sonen, dem aus den Finanzministern der Euro-Mitgliedsstaaten bestehen-
den ›Gouverneursrat‹ (Art. 5), eine praktisch unkontrollierbare, politische 
und finanzielle Macht übertragen. … Der einzige Zweck des Putsches ist 
die Entschuldung schwacher Euro-Staaten zu Lasten der starken und ih-
rer Bürger. Es soll also genau das geschehen, was bei Einführung des Euro 
ausdrücklich ausgeschlossen wurde«, und zwar durch die »No-Bailout«-
Klausel (heute Art. 125 AEUV – Vertrag über die Arbeitsweise der EU):
»Kein Staat haftet oder zahlt für einen anderen Staat.« Um diese auszu-
hebeln, ist eine auf den ersten Blick »unscheinbare Verfassungsänderung« 
notwendig: »Dies geschieht durch einen Zusatz zu Art. 136 AEUV, der 
das Bailout-Verbot aufhebt.« Romigs Resümee: »Durch die Aufhebung 
dieses Kernstücks der nach deutschem Vorbild einst konzipierten ›Stabili-
tätsunion‹ wird die Europäische Währungsunion zu einer Schulden-, Haf-
tungs- und Transferunion.« Damit ginge der »Staat Österreich« de facto 
unter, vergleichbar dem »Anschluß« von 1938.

All dies sind Dinge, die nicht nur für Otto Normalverbraucher schwie-
rig zu verstehen sind. Die Komplexität der Verordnungen und Maßnah-
men bringt für die Nutznießer den Vorteil mit sich, daß sie mangels Über-
sichtlichkeit auch keinen allzu großen Widerstand auf den Plan rufen. 
Was hier geschieht, ist längst nicht nur der demokratischen und parla-
mentarischen Kontrolle entzogen, sondern auch der allgemeinen Vermit-
telbarkeit. Um so zweckmäßiger ist es, das von der großen Finanzpolitik 
verunsicherte Volk mit weniger trockenen Themen zu versorgen, die die 
Welt wieder übersichtlich in Gut und Böse teilen. Bankgeschäfte und Ver-
fassungsklauseln sind langweilig: Nazis machen Spaß. 

Pünktlich zum 8. Mai, dem Jahrestag der bedingungslosen Kapitula-
tion der Wehrmacht, hielt Bundeskanzler Faymann (SPÖ) ein, wie in der 
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Mit dem ESM-Vertrag 
wird einer kleinen Gruppe 
von Personen, dem aus 
den Finanzministern der 
Euro-Mitgliedsstaaten 
bestehenden 
»Gouverneursrat« 
(Art. 5), eine praktisch 
unkontrollierbare, 
politische und finanzielle 
Macht übertragen.

 Ѽ Die »Gouverneure« 
können das zunächst 
mit 700 Milliarden 
bestimmte Stammkapital 
des ESM jederzeit beliebig 
erhöhen (Art. 8, Abs.2; 
Art. 10, Abs. 1).

 Ѽ Sie können jederzeit 
noch nicht eingezahltes 
Stammkapital einfordern. 
Innerhalb von sieben 
Tagen müssen die 
Staaten der Aufforderung 
nachkommen.

 Ѽ Sie können es dem 
ESM gestatten, Kredite 
in unbegrenzter 
Höhe aufzunehmen 
(= Eurobonds!), um 
schwache Länder 
und ihre Banken zu 
finanzieren (Art. 21).

 Ѽ Die Leitung des ESM 
kann unbeschränkt 
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Presse zu lesen stand, »Europa-Plädoyer«. Mit »Europa« war natürlich die 
Brüsseler Fiskalunion gemeint. Wer über unsere Geschichte spreche, könne
sich nicht an Schuld und Mitschuld vorbeischwindeln, so Faymanns Ab-
sage an den Versuch, den 8. Mai als Anlaß zu nehmen, ein »verharmlosen-
des Geschichtsbild vom Zweiten Weltkrieg zu zeichnen«. Der Zweite Welt-
krieg war, so Kanzler Faymann, ein Aggressionskrieg, der Millionen Opfer
gefordert hat, darunter über sechs Millionen Opfer der Shoa. Klar sei auch, 
daß die Alliierten das nationalsozialistische Regime in die Knie gezwun-
gen hätten. Auch mutige Frauen und Männer hätten im Widerstand aktiv 
an der Befreiung Österreichs mitgewirkt, so Faymann in »tiefem Respekt«.
Europa habe aus der Tragödie des Nationalsozialismus und des Zweiten 
Weltkriegs gelernt: »Wer den Frieden in Europa wahren will, muß wis-
sen, daß er die europäische Integration nicht abschaffen kann, ohne die-
sen Frieden zu gefährden. Nicht weniger Europa heißt die Lösung, sondern
mehr europäische Zusammenarbeit im Kampf gegen Arbeitslosigkeit und 
im Streben nach Wohlstand und sozialer Sicherheit.«

Den konkreten Schritt zu dieser »europäischen Integration« hat Fay-
mann mit der Unterzeichnung des ESM-Vertrags vollzogen, der weder 
Auflösungs- noch Austrittsklauseln beinhaltet. Von der immerwährenden 
»Schuld« zum immerwährenden Schuldentransfer bedarf es also nur eines 
rhetorischen Katzensprungs. Was Faymann als »europäische Zusammen-
arbeit im Kampf gegen Arbeitslosigkeit und im Streben nach Wohlstand 
und sozialer Sicherheit« umschreibt, bedeutet konkret, daß »alle künfti-
gen Generationen unseres Landes in alle Ewigkeit die Schulden anderer 
Länder übernehmen und bedienen, und das auf Kosten des eigenen Wohl-
stands« (Romig). Faymanns Rhetorik erscheint in dieser Perspektive als 
eine orwellianische Bemäntelung der Realität, mit der er das seiner Regie-
rung unterworfene Volk hinters Licht führt – etwa auch mit der Aussage: 
Ein »Europa im 21. Jahrhundert, 67 Jahre nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs«, bedeute, ein »unerschütterliches Bekenntnis zu Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Freiheit« abzugeben. Es sei von zentraler Bedeu-
tung, daß die jungen Menschen Zugang zu den Erinnerungen an die Jahre 
vor 1945 bekämen. Daher sei der »Gedenkdienst eine unverzichtbare Ein-
richtung«.

Daß diese »Erinnerungen« und »Gedenkdienste« zuvor gefiltert, ge-
klittert und in Reih und Glied gebracht werden müssen, versteht sich von
selbst. Das fällt leicht in einer Zeit, in der das allgemeine geschichtliche 
Wissen geringer denn je ist. Zu der ideologischen Filterung gehört auch, die
Deutung des 8. Mai 1945 vor die Scheindichotomie »Befreiung« vs. »Nie-
derlage« zu stellen, um die Böcke von den Lämmern je nach Bekenntnis zu
dem einen oder dem anderen Schlagwort zu scheiden. Die Sache ist histo-
risch bekanntlich viel komplexer. In Wirklichkeit bedeutet gerade ein ma-
nichäisches Bild des Weltkriegs eine »Verharmlosung« fortgeschrittenen 
Grades, während das vermessene Sortieren von minder- und höherwer-
tigen Opfern nach ideologischen und geschichtsteleologischen Vorgaben 
von nichts anderem als einer hypermoralisch kaschierten Niedertracht und
(hier trifft das abgelutschte Wort einmal zu) Menschenverachtung zeugt. 

Die auf Schlagworte reduzierte Geschichte wird dazu benutzt, Feind-
bilder zu schaffen, denen eine sehr praktische ablenkende Funktion zu-
kommt. So werden etwa die nationalkonservativen Burschenschafter von 
den österreichischen Leitmedien als Buhmänner der Nation aufgebaut. 
Das Wort führen dabei die Grünen, die seit 2010 in Koalition mit der SPÖ
die Stadt Wien regieren und sich vorrangig auf der Bewältigungs- und 
Kulturkampfwiese austoben. Nachdem der traditionelle Korporationsball 
infolge einer heftigen Kampagne aus den Hallen der Hofburg verbannt 
wurde, steht nun auch das alljährliche Gedenken der Burschenschafter für 
die gefallenen Soldaten der Weltkriege an der Gedächtniskrypta auf dem 
Heldenplatz unter Beschuß. Diese Zeremonie wurde in den Medien aus-
schließlich in Anführungsstrichen (»Totengedenken«) tituliert und als Eh-
rung der Institutionen »Wehrmacht und Waffen-SS« hingestellt. Vor allem 
auf letzterer wird mit Genuß herumgeritten, wohlwissend um den Knall-
effekt des Gezischels »SS« und wohlvergessend, daß ein Konrad Adenauer 
und ein Kurt Schumacher Ehrenerklärungen für die Angehörigen der 
Waffen-SS abgegeben haben.

Nun gibt es unter den Burschenschaftern gewiß einschlägige Fans der 
jüngeren Militärgeschichte – worauf es ankommt, ist, daß von der Linken
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Geschäfte jeder Art mit 
jedermann abschließen. 
Sowohl die Leitung 
wie die Gouverneure 
genießen Immunität vor 
gerichtlicher Verfolgung, 
auch dann, wenn sie 
Gelder veruntreuen oder 
aufs Spiel setzen (Art. 35).

 Ѽ Die Gouverneure, 
Leitung und Mitarbeiter 
haben Schweigerecht 
und Schweigepflicht. Sie 
können von niemandem 
außerhalb des ESM zur 
Rechenschaft gezogen 
werden. Sie selbst 
bestimmen ihre Prüfer 
(Art. 26–30). Gehalt oder 
»Entschädigung« setzen 
sie sich selber fest. Beides 
ist von staatlichen Steuern 
und Abgaben befreit.

 Ѽ Gesetze gelten für 
den ESM nicht, weder 
bestehende noch 
zukünftige. Kein Gericht 
kann den ESM belangen 
oder auf sein Vermögen 
zugreifen. Umgekehrt hat 
der ESM Klagerecht gegen 
jedermann (Art. 32).

 Ѽ Der ESM braucht für 
seine Bankgeschäfte 
keine Banklizenz, noch 
untersteht er irgendeiner 
Finanzaufsicht  
(Art. 32, Abs. 9).

 Ѽ Der ESM kann praktisch 
alle banküblichen 
Finanzgeschäfte tätigen 
(Art. 14–21): Er kann 
Euro-Ländern Kredite 
geben (Art. 16), Anleihen 
von Euro-Ländern 
zeichnen (Art. 17), 
Staatsanleihen auf dem 
Sekundärmarkt kaufen 
oder verkaufen (Art. 
18), Banken finanzieren 
(Art. 15), Euro-
Ländern Kreditlinien 
und Ziehungsrechte 
einräumen (Art. 14), 
Euro-Bonds ausgeben 
(Art. 21) und Zinsen 
festsetzen (Art. 20).

 Ѽ Der ESM kann 
unbegrenzt Kredite 
aufnehmen und 
»hebeln« (Art. 21).

 Ѽ Der ESM kann die 
Liste der Geschäfte 
jederzeit ändern und 
erweitern (Art. 19).

(aus der Analyse 
Friedrich Romigs)
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suggeriert wird, es wäre an sich skandalös, der Gefallenen der Wehrmacht 
und Waffen-SS zu gedenken, weil diese ja auf der grundsätzlich »verbreche-
rischen« Seite gekämpft hätten. Diesen pauschal jede Menschlichkeit und 
Tragik abzusprechen, und damit den Krieg auf die Toten auszudehnen, wi-
derspricht nicht nur zivilisatorischen und christlichen Prinzipien – es steht 
auch quer zu den tatsächlichen Erinnerungen, die die meisten von uns an
unsere Väter und Großväter und ihre konkrete historische Situation haben. 

Es ist schwierig, eine abweichende Berichterstattung oder gar kriti-
sche Stellungnahme zu der allgemeinen Hatz zu finden, an der sich offen-

bar unisono jede Zeitung, Par-
tei, Institution, Initiative und 
NGO beteiligt. Selbst die FPÖ
hat dem Gedenken nach mas-
siver Kritik die Unterstützung 
entzogen. Die Angegriffenen 
selbst bekommen kaum eine 
Möglichkeit der Gegendarstel-
lung. Nach einigem Suchen fin-
det man folgende »Resolution 
der Mitglieder der national-
freiheitlichen Studentenverbin-
dungen im Wiener Korpora-
tionsring« (www.aldania.at): 
»Die im öffentlichen Leben ste-
henden Mitglieder des Wiener 
Korporationsringes gedenken
an diesem Tag der Menschen, 
die in den beiden furchtba-
ren Weltkriegen starben. Die-
ses Totengedenken wurde seit 
vielen Jahren von den öster-
reichischen Behörden geneh-
migt und dem Anlaß gemäß 
stets in Ruhe und Würde ab-
gehalten. … Wir machen am 
8. Mai keine Demonstration, 
sondern wir wollen zum Ge-
denken an alle im Ersten und 
Zweiten Weltkrieg gefallenen 
Soldaten einen Kranz niederle-
gen. Dieser Akt ist ein Teil un-
serer humanitären Gesinnung! 
Denn der Würde eines Men-
schen gebührt auch nach dem 
Tode Achtung.« Das klingt we-
sentlich vernünftiger als die of-
fizielle Stellungnahme der Grü-
nen im Binnen-I-Deutsch, die 
»WiderstandskämpferInnen, 
Wehrdienstverweigerern und
ihren UnterstützerInnen, Parti-
sanInnen und Deserteuren« so-

wie »den Soldaten der alliierten Armeen« huldigt, »die für die Befreiung 
Österreichs vom Nationalsozialismus ihr Leben gelassen haben. Wir ge-
denken nicht der TäterInnen, auch wenn wir uns mit ihren Taten und ih-
rer Ideologie weiter auseinandersetzen, und sie niemals vergessen dürfen!«

Wie auch immer: Der von Faymann beschworene »Rechtsstaat« 
mußte die Gedenkveranstaltung unter erheblichem Polizeieinsatz sichern.
Der war nämlich nötig angesichts eines Mobs, der nach Presseangaben 
die Anzahl der etwa 200 Burschenschafter um ein Sechsfaches (!) über-
schritt. Es ging wohlgemerkt nicht darum, zwei gewaltbereite Gruppen 
voneinander getrennt zu halten, sondern eine friedliche Gruppe vor dem
Zorn der anderen zu schützen. Eingeleitet wurde der Zirkus durch eine 
Veranstaltung der Grünen unter dem opportunistischen Motto »Wer heute
nicht feiert, hat verloren.« Ein Redner warf der Regierung vor, sie würde 
»hochoffiziell strammstehen« vor »der SS«. Zu dieser Unterstellung hatte

Die Zivilgesellschaft, 
auf die nächste 

Hängung wartend 
– Rudolf Schlichter: 

Hausvogteiplatz, 
Aquarellfarben auf 

Papier, 1926
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dieselbe Regierung nichts zu sagen, wohl aber »verurteilte« sie das Ge-
denken der Burschenschafter – so interpretierte zumindest der Standard
Faymanns Beschwörung der »Schuld und Mitschuld«. Mit keinem Wort 
»verurteilt« wurde dagegen der Aufmarsch der militanten Linksextremi-
sten, die von den Grünen als »Freunde« begrüßt wurden und die sich mit 
nicht unverdächtiger Lust dem Schwenken von Fahnen hingaben, darun-
ter sowjetische, amerikanische und israelische(!) – Enkel der Besiegten, die 
mit siebzigjähriger Verspätung zu den siegreichen Bataillonen aufschließen
und über die Phantome der »Nazis« triumphieren. Hatte der grüne Red-
ner eben noch beklagt, daß die Wehrmachtsoldaten doch nicht »für Öster-
reich« gefallen seien, füllte sich nun der Platz mit Horden, die patriotische 
Transparente mit Aufschriften wie »Österreich, du Opfer!« vor sich her-
trugen. Aber das verurteilte die Regierung nicht, und auch nicht, daß in 
der Folge der Heldenplatz in eine dröhnende Partymeile verwandelt wurde.

Mit keinem Wort verurteilte die Regierung aber noch etwas viel Fin-
stereres, das man wirklich einmal erlebt haben muß, um kuriert zu sein: 
Was nämlich am Anfang noch eine gewisse schrille Komik hatte, wurde 
irgendwann geradezu beklemmend. Niemand hatte zuvor die Grünen ge-
stört, die ausreichend Zeit bekamen, öffentlich ihre Meinung zum Ge-
denktag zu äußern. Kein einziger Grüner wurde beschimpft oder nie-
dergeplärrt. Kein einziger Grüner mußte von Polizisten beschützt wer-
den, damit seine körperliche Unversehrtheit gewährt sei. Ganz anders sah 
es nun umgekehrt aus. Das vergleichsweise kleine Häufchen Burschen-
schafter, das in weiter Distanz von den Gegendemonstranten stand, ge-
sichert durch geharnischte Polizeitruppen und multiple Absperrungen, 
wirkte wie menschliches Löwenfutter im antiken Kolosseum, umzingelt 
von einer etwa viermal so großen Masse, die unablässig brüllte, pfiff, sang 
und lärmte. Was man hier vor sich hatte, war nichts weiter als eine gerade 
noch gebändigte Pogrommeute, die ohne die Anwesenheit der Polizei mit 
Sicherheit handgreiflich geworden wäre.

Nicht wenige Demonstranten verhöhnten mit Wollust die neuen Un-
termenschen. Ventile öffneten sich. Einer brüllte: »Zum Mitschreiben für 
eure Blätter: Ihr und eure Freunde, Familien, Frauen und Kinder seid die 
Pestbeule am Sack von Adolf Hitler!« Andere skandierten: »Wir kriegen 
euch alle!« und das übliche »Nazis raus!« Manche Gesichter schwelgten 
im Triumphgefühl, Teil einer siegreichen Volksgemeinschaft zu sein, die
alles Recht auf ihrer Seite hat. Die Burschenschafter verhielten sich dage-
gen friedlich, würdevoll und diszipliniert. Als sie abrückten, strömte die 
Masse ihnen gierig hinterher. Die Masse – folge ihr niemals, niemals! Sie 
verwandelt dich zum Schaf, zum Schwein und dann zum Wolf.

All dies firmierte in der Presse als »Störversuche ohne gröbere Zwi-
schenfälle«. Vermutlich sieht man auch darin ein »unerschütterliches Be-
kenntnis zu Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Freiheit« und eine »rich-
tige« Art des »Gedenkens und Erinnerns«. Dabei war es nichts anderes als 
der staatlich nicht unterbundene, sondern als Ablenkungsmanöver will-
kommene Kampf der guten Mehrheit gegen eine unbelehrbare, böse Min-
derheit, die es wagte, von ihrem Recht auf Meinungsfreiheit Gebrauch zu 
machen. Anläßlich der Ausschreitungen von Salafisten gegen eine Demon-
stration der islamkritischen Bürgerbewegung Pro-NRW in Bonn sprach 
der Publizist Manfred Kleine-Hartlage auf seiner Internetseite korrekt-
heiten.com von einer gezielten Politik der »Entdemokratisierung und Ent-
liberalisierung, von Gängelung und Mobterror, von Gesinnungsjustiz und 
unverhohlenem Rechtsbruch.«

Was am Heldenplatz am 8. Mai 2012 besonders auffiel, war die 
peinliche Abwesenheit des Staates, dem die Aufgabe zufiele, ein würdi-
ges Gedenken jenseits der Bürgerkriegsgräben zu garantieren. Er hat, wie 
auch auf dem Finanzsektor, freiwillig das Feld geräumt und dem Mob 
die Drecksarbeit überlassen, die Widersassen seiner Politik wegzuputzen. 
Tatsächlich zeigt Faymanns Rede, daß sich das propagierte Geschichtsbild 
der Regierung weitgehend mit dem der Grünen und der Antifa deckt. Die 
extreme Linke zeigt sich einmal mehr als nützlicher Idiot und blinder Ket-
tenhund einer Strategie der Ablenkung von den wahrlich demokratiege-
fährdenden globalen Finanzinteressen und einem quasi schon vollzogenen 
Verfassungsputsch. Dabei wäre doch der einzige Verbündete im Kampf ge-
gen diesen Ausverkauf der starke Nationalstaat – und mit ihm sein Rück-
grat: eine starke Rechte.
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»Wir möchten heute vor 
diesem Hohen Haus im 
Namen der Regierungen 
erklären, daß wir alle 
Waffenträger unseres 
Volkes, die im Rahmen 
der hohen soldatischen 
Überlieferungen ehrenhaft 
zu Lande, zu Wasser und in 
der Luft gekämpft haben, 
anerkennen. Wir sind 
überzeugt, daß der gute 
Ruf und die große Leistung 
des deutschen Soldaten 
trotz aller Schmähungen 
während der vergangenen 
Jahre in unserem Volk noch 
lebendig geblieben sind 
und auch bleiben werden. 
Es muß auch gemeinsame 
Aufgabe sein, und ich bin 
sicher, wir werden sie lösen, 
die sittlichen Werte des 
deutschen Soldatentums 
mit der Demokratie 
zu verschmelzen.«

Erklärung Konrad 
Adenauers vor dem 
Deutschen Bundestag 
(3. Dezember 1952)

»Sehr geehrter Herr 
Generaloberst! Einer 
Anregung nachkommend, 
teile ich mit, daß die von 
mir in meiner Rede am 3. 
Dezember 1952 vor dem 
Deutschen Bundestag 
abgegebene Erklärung 
für Soldaten der früheren 
deutschen Wehrmacht 
auch die Angehörigen 
der Waffen-SS umfaßt, 
soweit sie ausschließlich 
als Soldaten ehrenvoll 
für Deutschland 
gekämpft haben.«

Aus einem Brief 
Konrad Adenauers 
vom 17. Dezember 
1952 an Generaloberst 
der Waffen-SS a.D. 
Paul Hausser


